
eingebracht wurden, gilt, wie der Verfasser selbst er­
klärt (S. 78 Anm. 21), die gleiche rechtliche Regelung 
und kann auch, wenn man seinem Gedanken folgt, 
daß der Inhalt des sozialistischen Eigentumsrechts 
durch den Charakter der Eigentumsobjekte bestimmt 
wird, keine andere Regelung gelten. Warum also das 
eingebrachte lebende und tote Inventar, die einge- 
brachten Wirtschaftsgebäude, Transportmittel usw. 
nicht klar zum unteilbaren Fonds rechnen, selbst wenn 
das Musterstatut Typ III diese Frage nicht eindeutig 
entscheidet4)?

Welche praktischen Konsequenzen ergeben sich aus 
der Zugehörigkeit eines Gegenstandes zum unteil­
baren Fonds für den Inhalt des Eigentumsrechts der 
LPG an diesem Gegenstand? Arlt nimmt an, die Ge­
genstände, die zum unteilbaren Fonds gehören 
(und die eingebrachten Gegenstände), seien un­
veräußerlich (S. 78). Das ist sicher nicht zutreffend. 
Einmal läßt sich aus den Musterstatuten ein solches 
Veräußerungsverbot für die Gegenstände des unteil­
baren Fonds nicht ableiten, zum anderen entspricht es 
keineswegs den Bedürfnissen und Interessen der Ge­
nossenschaften. Abgesehen davon, daß ja sogar das 
Schlachtvieh, das zur Veräußerung bestimmt ist, vor 
der Veräußerung zum unteilbaren Fonds gehört, müs­
sen auch andere Gegenstände des unteilbaren Fonds, 
Maschinen, Geräte, Zugtiere usw. unter bestimmten 
Umständen veräußerlich sein, so wenn die Genossen­
schaft mit dem Verkaufserlös andere, geeignetere Ge­
räte, Maschinen usw. erwerben will. Der Inhalt des 
Begriffs „unteilbarer Fonds“ liegt nicht in der Unver­
äußerlichkeit, sondern in der U n t e i l b a r k e i t ,  bes­
ser „Unverteilbarkeit“ der Gegenstände, die in ihm 
vereinigt sind. Die Gegenstände des unteilbaren Fonds 
dürfen weder ganz noch teilweise, weder direkt noch 
indirekt an die Mitglieder verteilt werden, weder für 
Arbeitseinheiten noch als Bodenrente noch beim Aus­
scheiden eines Mitglieds. In dieser Bestimmung des 
Inhalts des Eigentumsrechts hinsichtlich der Gegen­
stände des unteilbaren Fonds liegt ein notwendiger, 
aber auch ausreichender Schutz des genossenschaft­
lichen Eigentums der LPG. Daraus folgt, wenn auch 
nicht die Unveräußerlichkeit, so doch die Pflicht der 
Genossenschaft, bei einem Verkauf von Gegenständen 
des unteilbaren Fonds den Verkaufserlös wieder den 
Geldmitteln des unteilbaren Fonds, die für Investitio­
nen bestimmt sind, zuzuführen. Nur der Verkaufserlös 
aus dem Verkauf von Schlachtvieh und anderen 
Gegenständen des unteilbaren Fonds, die zur Ver­
äußerung bestimmt sind, darf an die Mitglieder ver­
teilt werden®).

Eine weitere Frage von praktischer Bedeutung be­
handelt Arlt im Kapitel über die Entstehungsarten des 
genossenschaftlichen Eigentums. Er wirft die Frage 
auf, wann das genossenschaftliche Eigentum am ein­
gebrachten Inventar entsteht, mit der Übergabe an die 
Genossenschaft oder bereits im Augenblick der Auf­
nahme des Mitglieds (S. 85). Mit Recht weist Arlt dar­
auf hin, daß die Vorschriften des BGB über den Eigen­
tumsübergang kraft Rechtsgeschäfts auf den Erwerb 
genossenschaftlichen Eigentums bei der Einbringung 
keine Anwendung finden können. Weiter stellt er sich 
aber auf den Standpunkt, daß das genossenschaftliche 
Eigentum am eingebrachten Inventar schon mit der 
Aufnahme des einbringenden Mitglieds entstünde, und 
begründet das mit der Notwendigkeit des Schutzes der 
LPG vor Zugriffen Dritter wie auch davor, daß das 
neuaufgenommene Mitglied vor der Übergabe des 
Inventars an die Genossenschaft aus egoistischen Mo­
tiven Inventarstücke veräußert. Arlt hält, wie er aus­
drücklich betont (S. 85 Anm. 34), die tatsächliche Über­
gabe hinsichtlich der Eigentumsfrage für rechtlich be­
deutungslos.

Mit dieser Ansicht kann man sich meines Erachtens 
nicht einverstanden erklären; sie führt zu praktischen 
Schwierigkeiten und* findet auch im Gesetz keine

4) vgl. Wolkow, „Einige Fragen der rechtlichen Regelung 
der kollektivwirtschaftlichen Fonds“, RID 1955, Sp. 668.

Auch das Sowjetische Zivilrechtsbuch Bd. I, S. 371, rechnet 
die kollektivwirtschaftlichen Betriebe, die Ausrüstung, das 
Vieh usw., soweit es sich um die Gegenstände selbst, nicht 
um ihre Wertform handelt, offenbar uneingeschränkt zum 
unteilbaren Fonds.

5) vgl. Wolkow, a. a. O., Sp. 668 und 671.

Stütze. Ziffer 8 des Musterstatuts Typ III spricht im 
Gegenteil davon, daß der Eintretende das Inventar bei 
seinem Eintritt zur allgemeinen Nutzung „übergibt“ — 
ein Hinweis auf die Rechtserheblichkeit der Übergabe. 
Hinzu kommt, und das ist der Haupteinwand gegen 
die Auffassung des Verfassers des Grundrisses, daß, 
stellte man sich auf seinen Standpunkt, nicht völlig 
klar wäre, welche Gegenstände im genossenschaftlichen 
Eigentum stünden und welche nicht. Man muß in Be­
tracht ziehen, daß der eintretende Bauer nicht nur 
landwirtschaftliches Kleininventar, Geflügel usw., son­
dern auch Großvieh in beschränktem Umfange als per­
sönliches Eigentum behalten darf (Ziff. 9 Musterstatut 
Typ III), die Bestände aber, die darüber hinausgehen, 
an die Genossenschaft zu übergeben hat. Einen Weg 
zum Schutz der Interessen der Genossenschaften an 
der vollständigen Einbringung des Inventars gemäß 
den Bestimmungen des Musterstatus, der diese Schwie­
rigkeiten vermeidet und gleichzeitig erzieherischer auf 
den eintretenden Bauern wirkt, weist S c h m i d t  in sei­
ner Broschüre „Das Statut der LPG“6). Er schlägt vor, 
daß die Mitgliederversammlung in Fällen, in denen das 
angezeigt erscheint, bei der Aufnahme beschließt, die 
Wirksamkeit der Aufnahme von der Übergabe des in 
einer Liste aufgeführten Inventars an die Genossen­
schaft abhängig zu machen. Die Übergabe an die Ge­
nossenschaft läßt dann, ohne daß auf die §§ 929 ff. 
BGB zurückgegriffen zu werden braucht, gemäß Ziff. 8 
Musterstatut Typ III genossenschaftliches Eigentum 
entstehen.
. Im Abschnitt über die Bodenrechtsverhältnisse, der 

im ersten Kapitel eine hervorragende Analyse der Stel­
lung des Marxismus zur Frage des Privateigentums an 
Grund und Boden enthält, wird im zweiten Kapitel 
über die rechtliche Regelung der Bodenverhältnisse in 
den LPG von „persönlichem Eigentum“ an dem Grund 
und Boden gesprochen, den das Mitglied gemäß Ziff. 3 
der Musterstatuten als Hofland behält (S. 108). Dieselbe 
Formulierung finden wir auch in dem Artikel des Ver­
fassers über die persönliche Hauswirtschaft7). Arlt kann 
sich dabei auf den Wortlaut der Musterstatuten 
stützen, nach dem jeder Bauer auf Beschluß der Mit­
gliederversammlung „einen Teil Land als persönliches 
Eigentum zur Nutzung“ behalten kann. M. E. handelt 
es sich hier jedoch nicht um persönliches Eigentum in 
der juristischen Bedeutung des Wortes, sondern wie in 
der Sowjetunion um persönliche Nutzung am Hofland, 
nur mit dem Unterschied, daß Eigentümer des Hof­
landes nicht nur der Staat, sondern auch der Bürger, ja, 
in diesem Fall der Nutzende selbst sein kann. Der Ge­
nossenschaftsbauer ist sowohl Privateigentümer des 
eingebrachten Grund und Bodens als auch persönlich 
Nutzungsberechtigter hinsichtlich des Teils seines Bo­
dens, der ihm von der Mitgliederversammlung zur per­
sönlichen Nutzung zugeteilt wurde. Aus der anderen, 
von Arlt vertretenen Auffassung ergibt sich die 
Schwierigkeit, daß die Genossenschaft nicht ohne wei­
teres, wie es vielfach beabsichtigt wird, die Lage der 
Hofländereien durch Beschluß der Mitgliederversamm­
lung verändern könnte, wenn es die Interessen der 
Genossenschaft erfordern. Das Land, das in persön­
lichem Eigentum steht, könnte nicht ohne Zustimmung 
des Eigentümers in genossenschaftliche Nutzung über­
nommen werden. Anders, wenn es sich um eine per­
sönliche Nutzung handelt, die aus dem Mitgliedschafts­
verhältnis abgeleitet ist und auf der Stellung des Ge­
nossenschaftsbauern als Mitglied beruht. Es ist aber 
auch weiter nicht einzusehen, warum ein Bauer, der 
Land in die Genossenschaft einbringt und auf diesem

6) Walter Schmidt, „Das Statut der LPG, Ziele und Auf­
gaben“, Deutscher Bauernverlag, Berlin 1955, S. 55/56.

Die Broschüre, von einem Mitarbeiter des Rates deis Kreises 
Greifswald geschrieben, der die Probleme der Praxis des 
Aufbaus der LPG sehr gut kennt, kann allen Richtern und 
Staatsanwälten, die sich mit Fragen des Rechts der LPG befas­
sen, nur wärmstens empfohlen werden. Der Verfasser löst 
eine Reihe wichtiger Rechtsfragen wie die Frage der Bezah­
lung mithelfender Familienangehöriger, der Bedeutung der 
Familieneinheit für die Zuteilung von Hofland usw. zutreffend. 
Er gibt darüber hinaus eine Fülle praktischer Hinweise für 
die Mitgliederversammlungen und Vorstände, wie sie in einer 
Reihe von Fragen, die in den Musterstatuten nicht geregelt 
sind, zweckmäßig verfahren sollten. (Errechnung der Boden­
rente, Heranziehung mitlhelfeindor Familienangehöriger zur 
Arbeit in der LPG u. a.) Zu bedauern ist nur die unzurei­
chende Gliederung, die einen manchmal den roten Faden der 
Arbeit fast ganz verlieren läßt.

7) vgl. NJ 1955 S. 469.
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